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DieGründungdes
VfRWipperfürth

VOR 50 JAHREN
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. . . war vor 50 Jahren Thema in der
Zeitung: „Man schrieb das Jahr 1914.
ImGasthaus „ZumBrunnen“ inWip-
perfürth gab es eine Sensation. 13
Männer hatten sich zusammenge-
fundenundgründetendendamaligen
FußballclubWipperfürth. Unddas
in einer Zeit, in der der Fußballsport
als roh verschrienwar undden Zorn
undUnwillen vieler Zeitgenossenher-
vorrief.Man traf sich zu diesemSport
auf einemeinsamenBauernhof und
stellte stetsWachen auf, umnicht
erwischt zuwerden. EinGymnasial-
direktor drohte seinen Schülern an,
falls diese beim Fußballspiel erwischt
würden, Eintragungen ins schwarze
Buch vorzunehmenund imWieder-
holungsfalle die Schüler sogar von
der Schule zu verbannen. Das größte
Problemdes jungen Sportvereins
aberwar die Sportplatzfrage. Von der
DollmannsWiese, die als erster Sport-
platzdiente, zogmannachNiedergaul
auf eineWiese vonRobert Tönnes,
danach nach Sassenbad, bisman
endlich inHerzhof den ersten Sport-
platz auf einerWeide vonBauer
Schnepper bekam.“

VONMICHAEL LENZEN
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Lindlar. Die gelben Ortstafeln und
mögliche Zusatzbezeichnungen be-
schäftigten jetzt erneut die Lind-
larer Politik. Nachdem sie in der
März-Sitzung des Ausschusses für
Sicherheit und Ordnung nach An-
trag der SPDmit Stimmen von SPD,
GrünenundFDPgegendieStimmen
der CDU von der Tagesordnung ab-
gesetzt worden war, stand das The-
ma diesmal zur Beratung im Aus-
schuss an.
AusschussvorsitzenderGerdWer-

ner wies daraufhin, dass die Abset-
zung des Tagesordnungspunktes in
der März-Sitzung gegen die Kom-
munalverfassung verstoße und
rechtswidrig sei. DerMinderheiten-
schutz sehe vor, dass die in die Ta-
gesordnungaufgenommenenPunk-
te auch beraten werdenmüssten.
Inhaltlich hatte sich der Aus-

schuss für Schule, Sport und Kultur

in seiner Märzsitzung mit dem An-
tragderCDU,Zusatzbezeichnungen
in Mundart auf den Ortseingangs-
schildern zu ermöglichen und die
rechtlichen Voraussetzungen zu
prüfen, beschäftigt. Mit Stimmen-
gleichheit wurde der Antrag damals
abgelehnt. Wobei es auch in dieser
Sitzung einen formalen Fehler gab,
denn bei der CDU hatte einMitglied
zu viel an der Sitzung und der Ab-
stimmung teilgenommen. An der
Entscheidung selber habe das aber
nichts geändert, stellte Schulaus-
schussvorsitzender Eckhard Pu-
schatzki klar.
Und in der jüngsten Sitzung des

AusschussesfürSicherheitundOrd-
nung saß erneut ein CDU-Mitglied
zu viel imAusschuss. Der Fehler fiel
den anderen Fraktionen diesmal
aber auf, so dass er korrigiertwurde.
NichtgeänderthattenSPD,Grüne

und FDP ihre Meinung zu den Zu-
satzbezeichnungen auf den Orts-

schildern. Für die CDU erläuterte
Sven Engelmann den Hintergrund
desAntrages. In Lindlar sei dieViel-
falt zuHause, esgebe indenDörfern
unterschiedliche Mundarten, das
sei einAlleinstellungsmerkmal.Das
InteressederBürgervereineaneiner
entsprechenden Benennung in
Mundart sei da.
Die SPD verstehe den Antrag

nicht, so Wolfgang Mettgenberg.
Die Rechtsgrundlagen seien be-
kannt, es gebe einen entsprechen-
den Ministererlass dazu und daher
nichts zu überprüfen.
Patrick Heuwes, Fraktionschef

derGrünen,betontemitHinweisauf
die Absetzung des Tagesordnungs-
punktes in der März-Sitzung, dass
man nicht gegen demokratische
Rechte verstoßenwolle. Das ändere
aber nichts daran, dass der Vor-
schlag ein Minderheitenprogramm
sei, das im Schulausschuss keine
Mehrheitgefundenhabe.SelbstVer-
eine, die die Mundart pflegten, hät-
ten einen hochdeutschen Vereins-
namen. Die rechtlichen Bedingun-
gen seien klar, für die Entscheidung

HalbherzigeLösung

K napp zwei Monate hatten die
Politiker Zeit, sich erneut Ge-
danken über die Ortsbezeich-

nungen in Mundart auf den Orts-
schildern oder mögliche Alternati-
ven zu machen. Wie die teils be-
fremdlich anmutende Diskussion
zeigte, wurde diese Zeit nicht ge-
nutzt, um sich umfassend zu dem
Thema zu informieren.
Die rechtlichen Rahmenbedin-

gungen sind klar, die Zusatzbe-
zeichnung in Mundart ist möglich,
wennderRat dasmit einerDreivier-
tel-Mehrheit entscheidet. Doch die
gibtesdafüraktuellnicht.Dasistbe-

KOMMENTAR
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dauerlich,dennderAusschusshätte
sich mit einer positiven Entschei-
dungnichts vergeben, imGegenteil.
Die jetzige Lösung, Zusatztafeln

zu ermöglichen, ist halbherzig. Ent-
weder ist die Mundart nur ein Min-
derheitenthema, wie es die Grünen
glauben, dann sind auch Zusatz-
schilder überflüssig. Wenn es aber
ein Thema ist, das öffentlich darge-
stellt werden soll, so wie es der Aus-
schuss einstimmig entschieden hat,
dann bitte direkt auch richtig deut-
lichsichtbaraufdengelbenOrtsein-
gangsschildern.
Offensichtlich befindet sich die

Politik imWahlkampfmodus für die
Kommunalwahl 2025 und es findet
keine inhaltliche Auseinanderset-
zung, sondern nur ein Schlagab-
tausch statt. Dass es bei der Sitzung
mit einemCDU-Mitglied zuviel bei-
nahe erneut einen formalen Fehler
gab, wird dabei zur Randnotiz.

zu den Zusatznamen benötige man
Dreiviertel der Stimmen.
Das betonte auch Thomas Abelen

für die FDP. Die Bürgervereine wür-
den vonZusatztafeln, nicht vonden
Ortseingangsschildern sprechen.
Wie diese Tafeln aussehen sollten,
darüber könneman diskutieren und
dieRahmenbedingungenklärenlas-
sen.
Es sei sinnvoll, die Bedingungen

fürdieZusatztafelnzuklären,soEn-
gelmann. Es gehe im CDU-Antrag
um die Ortsschilder, nicht um die
Zusatztafeln,erwiderteHeuwes.Bei
Zusatzschildernmüssemanneu be-
raten. Es sei sinnvoll, beides zu klä-
ren,sagteBürgermeisterGeorgLud-
wig. Über die Ortsschilder sei schon
entschieden worden, das Thema sei
durch, so die SPD. Über die Zusatz-
schilder könne man dagegen bera-
ten.DerAusschusslehntebeisieben
Ja-undelfNeinstimmendieZusatz-
bezeichnungen auf den Ortsschil-
dernab,votiertebeizweiEnthaltun-
gen aber einstimmig für eine Klä-
rung der Rahmenbedingungen bei
den Zusatztafeln.

VONANDREAS ARNOLD
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Gummersbach. Wenn in Gummers-
bach am Freitag das Schützenfest
startet, kommen bei vielen Men-
schen auch Erinnerungen hoch an
tolleFeste inderStadthalleundeine
grandiose Kirmes mit Achterbahn,
Zuckerwatte und gebrannten Man-
deln. Nach diesem Fest soll auf dem
Steinberg Schluss sein und künftig
in der Halle 32 gefeiert werden. Da-
bei ist außer dem reinen Schützen-
fest in der alten Steinmüllerhalle
das Drumherum noch nicht in tro-
ckenenTüchernbzw.spruchreif,wie
der VorsitzendeMarkus Brand sagt.
Dass auf dem Steinberg während

des Festes auch Wehmut aufkom-
men und dass auch das ein oder an-
dere Tränchen verdrückt werde, sei
gewiss. So gesehen ist das diesjähri-
ge Gummersbacher Schützenfest
auch ein historisches.
Natürlichwäremangerneaufdem

Steinberggeblieben,dochmanhabe
auch die Probleme dort gesehen.
AngefangenbeimalljährlichenAus-
zug des Chinarestaurants, über die
Unzufriedenheit mit der Bewirtung
bis zu den Problemen mit der Kir-
mes,sodassdieIdeeeinesVolksfests
gar nicht umgesetztwerdenkonnte.
Der Schritt in die Innenstadt sei zu-
kunftsorientiert, sagen Brand und
PressesprecherMichaelHäcke beim
TreffenmitdieserZeitung.Dochwie

soll eine Kirmes in der Innenstadt
stattfinden? Diverse Messungen,
wie etwa im Stadtgarten, seien ge-
macht worden, um zu klären, wie
standfest derBoden ist.ObderPlatz
am Ende reicht, das erhoffte Volks-
fest abzubilden? Brand und Häcke
haben noch keine Antworten. „Gin-
ge es nur um den Ball und den Kom-
mers, dannwürdeuns ja dieHalle 32
genügen“, sagtBrand.DieKapazität
dort sei die gleiche wie in der Stadt-
halle. „Allerdings haben wir dort
keinen Königsthron“, betont der
Vorsitzende. Unbenommen dessen
steht für Brand außer Frage, dass
Gummersbach unbedingt einen
Festplatz in der Innenstadt benöti-
ge. Und das nicht nur für die Schüt-
zen. Ein ganz entscheidender Punkt

aber dürfte das Vogelschießen sein.
DassderHexenbuscheinFavorit ist,
erzähltmansich längst inSchützen-
kreisen. Doch ist der Standort ge-
nehmigungsfähig? Das Verfahren
laufe, sagen die beiden Vorstände.
Undwas,wenneskeinenStandort in
der Stadt gibt?Dannhabemannoch
immerdenSchießstandauf derHer-
mannsburg,denmannichtabreißen
werde, wie Brand sagt. Also doch
eine Zweiteilung? Am liebsten
nicht, denn der Vorstand fürchtet,
dass man Aspiranten nach dem
Frühschoppen nicht mehr auf die
Hermannsburg bekomme. Den Vor-
teil eines genehmigten Schieß-
stands dort sieht Brand dennoch.
Und derWeg bis in den Hexenbusch
istamEndeauchnichtsovielkürzer.

Engelskirchen.Erstmalshabenmehr
als 10000 Fahrgäste binnen eines
Jahres den Bürgerbus für Strecken
innerhalb der Gemeinde Engelskir-
chengenommen.Mehrals45000Ki-
lometerlegtendiebeidenFahrzeuge
des Bürgerbusvereins insgesamt
2023 zurück. Diese Bilanz zog nun
der Vorstand Theo Boxberg auf der
Jahreshauptversammlung, die ihn
wieder für vier Jahre gewählt hat.
Geschäftsführerin Annemarie

Nusch-Schneider, seit Anfang 2023
imAmt,wertetdieZahlderFahrtbe-
wegungen des abgelaufenen Jahres
als Beleg dafür, dass die Umstellung
auf den Anruf-Fahrdienst geglückt
sei. Wie berichtet, hatte der Bürger-
bus seinen Fahrbetrieb im Aggertal
vor rund zwei Jahren neu organi-
siert: Bürger können bis spätestens
einen Tag vor der gewünschten
Fahrt bei den Disponenten anrufen
undFahrtenbis zweiWochen imVo-
raus buchen.
Das habe auch dazu beigetragen,

dass der Verein nach dem Corona-
Einbruch wieder wirtschaftlich ge-
sunddasteheund„einsolidesReser-
vepolster fürunerwarteteAusgaben
aufbauen“ konnte, berichtete Egon
Quabach der Versammlung im Kas-
senbericht. (lb) VONANDREAS ARNOLD
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Kalsbach.Die Belegschaft des insol-
ventenRegalbauersVogelsang ist in
Sorge darüber, wie es mit ihnen in
Marienheide-Kalsbach weitergeht.
Im April hatte es geheißen, dass die
ProduktiondesMarienheiderRegal-
bauers gesichert sei. Und was die
LöhneundGehälterder42-köpfigen
Belegschaft angeht, hatte der vor-
läufige Insolvenzverwalter Hen-
ning Dohrmann ebenfalls gute
Nachrichten: „Die Zahlungen sind
bis Mai abgedeckt“, sagte Dohr-
mann.
Doch der Mai ist bald vorbei und

die Sorge imBetriebwächst.Das be-
richtet der Betriebsratsvorsitzende
OlcaySen.Weder fürdieBeschäftig-
tennochdenBetriebsrat sei der vor-
läufige Insolvenzverwalter zu errei-
chen. Überhaupt klagt er über eine
fehlende Kommunikation und Ko-
operation mit dem Betriebsrat in
dem bisherigen Insolvenzverfah-
ren.„Es gibt keine Transparenz
gegenüber der Belegschaft“, so der
Betriebsratsvorsitzende verärgert.
Und Fragen, die an die Geschäfts-

leitung gestellt würden, blieben
ebenfalls unbeantwortet. Dabei
pressiere es in den Augen der Mit-
arbeiter. „Kurz vor Ablauf der drei
Monate weiß immer noch niemand,
wie es weitergehen soll und ob eine
Auffanggesellschaft gegründet
wird, ob die Menschen eine Abfin-

dung bekommen oder am Ende
arbeitslos werden“, sagt Sen. Was
die drei Monate angeht, stellt der
Vorsitzende auf das Insolvenzaus-
fallgeld ab, das es im Falle einer In-
solvenz für drei Monate gibt. Dieses
Zeitfenster schließt sich allerdings
Ende der kommendenWoche.

Henning Dohrmann, vorläufiger
Insolvenzverwalter in diesem Ver-
fahren,sagteimGesprächmitdieser
Zeitung, dass er amFreitag ein Tref-
fen mit dem Geschäftsführer von
Vogelsang habe. Vom Vertreter der
IG Metall erwarte er noch einen
Rückruf. Kommende Woche, so
Dohrmann,werdeerimBetriebsein.
Ob und wie es für die Belegschaft
weitergeht, dazu konnte er amDon-
nerstag nichts sagen.

Köln/Gummersbach. Zum Prozess-
auftakt amDienstagwar er nicht er-
schienen, nun sitzt der Vater eines
im Mai 2022 an den Folgen eines
Schütteltraumas verstorbenen 14
WochenaltenBabys inHaft.Wiedas
Landgericht Köln auf Nachfrage
mitteilte, wurde der 35-Jährige am
Mittwoch in seiner Wohnung in
Gummersbach von der Polizei fest-
genommen. Anschließend sei ihm
derHaftbefehlverkündetunddieser
in Vollzug gesetzt worden, hieß es
weiter.HinsichtlichderMutter (30),
dieamDienstagebenfallsnichtzum
ProzessauftaktvordemLandgericht
erschienen war, gibt es hingegen
bislang keine Neuigkeiten. Auch
gegen die Frau hatte die 20. Große
Strafkammer Haftbefehl erlassen.
Dem Elternpaar wird zur Last ge-

legt, ihr 14 Wochen altes Baby im
Mai 2022 über Minuten geschüttelt
zu haben. Dabei soll das Kind ein
Schütteltrauma sowie einen Ge-
hirnschädelbruch erlitten haben
undwenig später ineinemKranken-
haus verstorben sein. Ursprünglich
als fahrlässige Tötung vor dem
Amtsgericht in Gummersbach an-
geklagt, war der Fall dem Landge-
richt zur Prüfung vorgelegt worden,
das den Fall schließlich an sich zog.
Dabei erteilte das Gericht einen
rechtlichenHinweis, dass statt fahr-
lässiger Tötung auch eine Verurtei-
lung wegen Körperverletzung mit
Todesfolgemöglich sei. (bks)

Ortsschildermit demOrtsnamen inMundart wird es in Lindlar nicht geben. Das hat die politischeMehrheit beschlossen. Montage: Blumberg/Schmittgen

Ein Vogelschießen im Hexenbusch scheint für den Gummersbacher Schüt-
zenverein eine Option zu sein. Archivfoto: Michael Kupper

DieFirmaVogelsang inMarienheide-
Kalsbach. Foto: Arnold
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Michael Lenzen
zur erneuten
Diskussion über Zu-
satzbezeichnungen
fürOrtsschilder

ThomasPeping (SPD) zur
ArgumentationderCDU

Das ist der gleiche
Antrag, der schon

abgelehntwurde. Es ist
unehrlich zu sagen, es
gehe umdie
Zusatzsschilder

Jetzt sollenZusatztafelngeprüftwerden
Ausschuss fürSicherheitundOrdnung lehntmehrheitlichMundartbezeichnungenaufLindlarerOrtsschildernab

AbschiedoderamEndenurein
Teilumzug inGummersbach?
Schützen feiernzumletztenMalaufdemSteinberg
SchießstandaufderHermannsburg istabernochnichtganzabgehakt

Erstmalsmehrals
10000Fahrgäste

Vogelsang-Mitarbeiter
wissennicht,was los ist
Betriebsratdes insolventenRegalbauersbeklagt,
dasserkeinenKontakt zumInsolvenzverwalterhabe

Polizei verhaftet
Vaterdes
totenBabys


